
p   Alle Bundesländer verfügen inzwischen über ein Psychisch-
Kranken-Gesetz oder Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKG, 
PsychKHG oder PsychHG), in dem auch eine Unterbringung gegen 
den Willen der Betroffenen als ein letztes Mittel der Hilfe in akuten 
Krisen geregelt ist. Damit kann auch eine Unterbringung eine  
Krisenintervention in einem Gesamtkonzept psychiatrischer Hilfen 
sein. Aus diesem Grund sind die PsychK(H)G nicht mehr im Polizei-
recht verankert, sondern im Gesundheitsrecht. 

 
Unterbringungsvoraussetzungen  

 
Eine Unterbringung ist nach den Regelungen aller Bundesländer 
möglich, wenn Betroffene aufgrund einer psychischen Erkrankung 
sich selbst oder andere erheblich gefährden. Zwar variieren die Be-
griffe der psychischen Erkrankung, aber im Kern muss es sich um 
eine schwere psychische Erkrankung handeln, die die freie Willens-
bestimmung des Betroffenen aktuell aufhebt.  

Selbst- und Fremdgefahr: Die Selbstgefahr bezieht sich typischer-
weise auf die eigene Gesundheit oder das eigene Leben, insbeson-
dere in suizidalen Krisen. Die Fremdgefahr betrifft das Leben oder 
die Gesundheit Dritter, nach den Regelungen 
der meisten Bundesländer auch erhebliche an-
dere Rechtsgüter, also Eigentum und Vermö-
gen. Nur in Bayern ist eine Allgemeingefahr 
noch als Unterbringungsgrund genannt, ohne 
dass hier ein wesentlicher Unterschied zur 
Fremdgefahr besteht. Eine akute Gefahr liegt 
nach der Rechtsprechung vor, wenn mit der 
Beeinträchtigung der genannten Rechtsgüter 
mit hoher Wahrscheinlichkeit jederzeit zu 
rechnen ist. Dabei handelt es sich um eine 
Prognoseentscheidung auf der Grundlage ob-
jektivierbarer und konkreter Anhaltspunkte 
aus der Vorgeschichte, der aktuellen Befind-
lichkeit und der sozialen Situation der Betrof-
fenen.  

Erforderlichkeit: Die Unterbringung muss erforderlich sein,  
d. h. wegen der Schwere der damit verbundenen Grundrechtsein-
schränkung müssen alle in den PsychK(H)G geregelten vorgehen-
den Hilfen ausgeschöpft sein, bevor es als Ultima Ratio zu einer 
Unterbringung kommen darf. In Betracht kommen freiwillige  
Behandlungen, die Hilfe durch Krisendienste oder Sozialpsychiatri-
sche Dienste sowie alle im Sozialgesetzbuch geregelten psychiatri-
schen Hilfen. 

 
Unterbringungsverfahren 

 
Die Unterbringung erfolgt im Regelfall auf Antrag der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde (z. B. Ordnungsbehörde, Gesund-
heitsamt) und wird durch das Betreuungsgericht angeordnet.  
Das außergerichtliche Verfahren ist in den jeweiligen PsychK(H)G 
geregelt, das gerichtliche Verfahren bundeseinheitlich in den  
§§ 312ff. FamFG.  

Das Regelverfahren kommt aber nur in seltenen Fällen zur An-
wendung, da in akuten Krisen dringender Handlungsbedarf beste-
hen kann. In den meisten Fällen kommt es zu einer sofortigen Un-

terbringung durch die zuständige Behörde, das Krankenhaus oder 
die Polizei. Dann befindet sich der Betroffene bereits im Kranken-
haus, bevor die nach Art. 104 Abs. 2 GG erforderliche gerichtliche 
Entscheidung über die Freiheitsentziehung ergehen kann. Die ge-
richtliche Entscheidung über eine vorläufige Unterbringung bis zu 
sechs Wochen muss dann spätestens am Tag nach der Aufnahme 
nach einer persönlichen Anhörung des Betroffenen durch das Ge-
richt erfolgen. Dafür muss zumindest ein ärztliches Zeugnis vorlie-
gen, das bereits vor der sofortigen Unterbringung erstellt wurde 
oder von einem Arzt des Krankenhauses im Anhörungstermin  
erstattet werden kann.  

 
Vollzug der Unterbringung 

 
Eine Unterbringung muss nicht auf geschlossenen Stationen erfol-
gen, sondern kann auch auf offenen Stationen durchgeführt wer-
den, wenn gewährleistet ist, dass sich Betroffene an Absprachen 
halten und nicht ohne Erlaubnis die Station verlassen. 

Eine Fixierung während der Unterbringung bedarf nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und inzwischen 

der Regelung in fast allen PsychK(H)G einer wei-
teren gerichtlichen Entscheidung, wenn die Fixie-
rung länger als dreißig Minuten dauert. Auch 
eine Behandlung gegen den Willen der Betroffe-
nen bedarf einer gerichtlichen Anordnung oder 
Genehmigung. 

 
Beendigung der Unterbringung 

 
Die Unterbringung ist zu beenden, wenn die Vo-
raussetzungen weggefallen sind, also keine er-
hebliche Selbst- oder Fremdgefahr mehr besteht. 
Dies kann bei einer Bereitschaft der Betroffenen 
zu einer freiwilligen weiteren stationären oder 
ambulanten Behandlung der Fall sein oder wenn 

sich die akute Symptomatik, die Grundlage der 
Gefährdungseinschätzung war, zurückgebildet hat.  

Bei einer Unterbringung nach PsychK(H)G entscheidet das zu-
ständige Gericht über die Aufhebung der Unterbringung, auch 
wenn die ursprünglich festgelegte Unterbringungsdauer noch 
nicht abgelaufen ist. Das Krankenhaus muss die Aufhebung bean-
tragen, wenn aus seiner Sicht die Unterbringungsvoraussetzungen 
nicht mehr vorliegen. Betroffene können die Aufhebung jederzeit 
beantragen. Niemand darf länger als unbedingt erforderlich unter-
gebracht werden.  o 
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